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Breite, überparteiliche Allianz für Härtefall-Fonds in Graubünden 

Die Corona-Krise trifft die Bündner Wirtschaft hart. Die aufgegleisten Unterstützungs-Mass-

nahmen von Bund und Kanton waren wichtig und richtig. Sie reichen aber nicht aus und 

müssen daher erweitert werden. Eine breite, überparteiliche Allianz der Grossratsfraktionen 

fordert – analog anderer Kantone – einen Härtefall-Fonds für Corona-Betroffene, welche 

durch die Maschen der aktuellen Hilfspakete von Bund und Kanton fallen. 

Der Bundesrat hat vor wenigen Wochen ein grosses Paket zur Stützung der Wirtschaft ver-

abschiedet, welches auf breite Zustimmung stiess. Damit konnte für diejenigen, die direkt 

von den Anordnungen des Bundesrats betroffen sind (z.B. Läden, die unmittelbar schliessen 

mussten) wirtschaftliche Linderung geschaffen werden. Die Bündner Regierung hat subsidiär 

ein 80 Millionen-Paket an Bürgschaften aufgelegt. Auch diese Massnahme war richtig und ist 

explizit zu begrüssen. Der Bündner Regierung und der Verwaltung gebührt Dank für ihr gros-

ses Engagement in dieser äusserst anspruchsvollen Lage. 

Es zeigt sich jedoch, dass noch viele Selbständigerwerbende und insb. Kleinbetriebe immer 

noch nicht von den nationalen und kantonalen Hilfspaketen abgedeckt sind. Sie sind entwe-

der nicht bezugsberechtigt oder ein Überbrückungskredit würde zu einer grossen, langfristi-

gen Verschuldung führen. Die Bündner Wirtschaft ist sehr kleinteilig strukturiert und durch 

die grosse Abhängigkeit vom Tourismus überproportional von der Corona-Krise betroffen.  

Verschiedene andere Kantone (z.B. ZH, ZG, SH, BE, BL) haben Stützungsfonds in zweistel-

liger Millionenhöhe für Betroffene geschaffen, die «durch die Maschen fallen». Denn Liquidi-

tätshilfen auf Kreditbasis reichen alleine nicht aus und bringen langfristige Schuldenrisiken. 

Zudem besteht die Gefahr, dass viele Betroffene am Ende keine andere Wahl haben, als So-

zialhilfe auf den Gemeinden zu beziehen. Dies wäre nicht zielführend und würde die Ge-

meindefinanzen belasten. Die Wirtschaftskommission des Bündner Grossrats hat auch be-

reits verlauten lassen, dass weitere Unterstützungsmassnahmen für alle jene ergriffen wer-

den sollen, die durch die Maschen der heute von Bund und Kanton ergriffenen Massnahmen 

fallen und für jene, für die Kredite kein zielführender Weg sind. 

Eine überparteiliche, breite Allianz der Grossratsfraktionen fordert daher, dass die Re-

gierung nun unverzüglich auch in Graubünden einen entsprechenden Härtefall-Fonds 

schafft. Der Kanton Graubünden steht finanziell hervorragend da. In den letzten anderthalb 

Jahrzehnten wurden konstant Überschüsse ausgewiesen. In der letzten Jahresrechnung 

2019 konnte ein Plus von 115.5 MCHF ausgewiesen werden. Die Regierung soll einen Teil 

dieses Überschusses (z.B. ein Drittel) für solch einen Härtefall-Fonds einsetzen. 

Selbstredend sind die genauen Umsetzungsdetails durch die Regierung zu regeln und dabei 

ist insb. sicherzustellen, dass die Gelder wirklich nur von Corona betroffenen Unterneh-

men/Personen zu Gute kommen und Missbräuche verhindert werden. 

Nun muss sehr rasch und zum Wohle der ganzen Wirtschaft gehandelt werden – über die 

Parteigrenzen hinweg. Es darf keine Zeit verloren gehen! 
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